
PROCUREUR DE LA RÉPUBLIQUE / WATERKEYN 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
VOM 17. NOVEMBER 1982 » 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Sie sind mit einem Vorabentscheidungs­
ersuchen des Tribunal de grande instance 
Paris befaßt. 

I — Durch Urteil vom 10. Juli 19802 

haben Sie wie folgt entschieden: 

„Die Französische Republik hat dadurch 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 
30 EWG-Vertrag verstoßen, daß sie die 
Werbung für alkoholische Getränke dis­
kriminierend geregelt und somit Hinder­
nisse für den freien Warenverkehr in der 
Gemeinschaft aufrechterhalten hat." 

Eine Reihe von Gesellschaften und deren 
Geschäftsführer, die in einem Strafver­
fahren vor dem Tribunal de grande in­
stance Paris wégen verbotener Werbung 
für alkoholische Getränke angeklagt 
wurden, machten hiergegen geltend, die 
Artikel L 17 Absatz 1 und L 18 des fran­
zösischen Code des débits de boissons et 
des mesures contre l'alcoolisme, deren 
Nichtbefolgung ihnen vorgeworfen wur­
den, seien durch Ihr bereits zitiertes Ur­
teil für mit dem Gemeinschaftsrecht un­
vereinbar erklärt worden und sie seien 
von jeglicher Anklage freizusprechen. 

Angesichts dieses Verteidigungsvorbrin­
gens ersucht Sie das nationale Gericht in 
vier Gruppen von Rechtssachen, die es 
Ihnen gemäß Artikel 177 des Vertrages 
vorgelegt hat und deren Verbindung Sie 
angeordnet haben, darüber zu entschei­
den, 

„ob das sich aus der Entscheidung vom 
10. Juli 1980 ergebende Gemeinschafts­
recht im Hinblick auf Artikel 171 EWG-
Vertrag in der innerstaatlichen französi­
schen Rechtsordnung unmittelbare und 
sofortige Wirkung entfaltet". 

II — Die Ratlosigkeit des nationalen 
Gerichts rührt zum einen von den ver­
schiedenen Getränken her, um die es 
geht, und zum anderen von den im An­
schluß an Ihr zitiertes Urteil getroffenen 
Ausführungsmaßnahmen. 

Die Erzeugnisse, für die die Angeklagten 
eine verbotene Werbung betrieben haben 
sollen, gehören nämlich zu zwei ver­
schiedenen Kategorien. 

Die erste Kategorie umfaßt alkoholische 
Getränke, die nicht aus den Mitgliedstaa­
ten eingeführt werden, sondern zweierlei 
Ursprungs sind: 

— einheimischen Ursprungs: Es handelt 
sich um ein alkoholisches Getränk 
der dritten Gruppe im Sinne von Ar­
tikel L 1 des Code, und zwar um den 
Aperitif auf Weinbasis Saint-Raphaël, 
für den die Werbung eingeschränkt 
ist (Rechtssache 314/81); 

— mit Ursprung in einem Drittstaat: Es 
handelt sich um Getränke, die eben­
falls zur dritten Gruppe gehören, und 
zwar um natürliche Süßweine („Vins 
doux naturels")3 oder Likörweine, 
namentlich die aus Portugal einge­
führten Portweine Cruz und Cintra 
(Rechtssachen 315 und 316/81). 

Bei der zweiten Kategorie handelt es sich 
um ein alkoholisches Getränk der fünf-

. 1 — Aus dem Französischen übersetzt. 
2 — Rechtssache 152/78 — Kommission/Frankreich — Slg. 

1980, 2300. 
3 — Soweit sie nicht der Steucrregelung für Weine der 

zweiten Gruppe unterliegen. 
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ten Gruppe, das aus einem Mitgliedstaat 
eingeführt wird, und zwar um den schot­
tischen Whisky „Label 5", für das jede 
Werbung verboten ist (Rechtssache 
83/82). 

Bezüglich der zur Ausführung eines Ur­
teils des Gerichtshofes erforderlichen 
Maßnahmen bestimmt Artikel 171 fol­
gendes: 

„Stellt der Gerichtshof fest,, daß ein Mit­
gliedstaat gegen eine Verpflichtung aus 
diesem Vertrag verstoßen hat, so hat die­
ser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, 
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes 
ergeben." 

Die einzige im Anschluß an Ihr Urteil 
tatsächlich getroffene Maßnahme be­
stand nun in der Versendung eines 
Rundschreibens des Justizministeriums 
vom 10. Oktober 1980, mit dem den 
französischen Gerichten und Staatsan­
waltschaften die aus dem Urteil vom 10. 
Juli 1980 zu ziehenden Schlußfolgerun­
gen mitgeteilt wurden. 

Das Rundschreiben führt aus, die fran­
zösischen Rechtsvorschriften seien nur 
von dem Urteil betroffen, soweit sie die 
Diskriminierung eines Erzeugnisses bein­
halteten, das aus einem Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft eingeführt sei. Es unter­
scheidet danach, 

— ob die Werbung für ein französi­
sches, naturgemäß nicht eingeführtes 
Erzeugnis oder für ein aus einem 
Drittland eingeführtes Erzeugnis be­
trieben wird. In diesem Fall sei das 
Urteil von den französischen Gerich­
ten nicht zu berücksichtigen; 

— oder ob die Werbung für ein aus 
einem Mitgliedstaat eingeführtes Er­
zeugnis betrieben wird; in diesem Fall 
sei vom Strafrichter zu beurteilen, ob 
das Erzeugnis „tatsächlich Gegen­
stand einer Diskriminierung ist" ge­
genüber anderen einheimischen Er­
zeugnissen, die als . mit diesem in 

einem Wettbewerbsverbältnis stehend 
angesehen werden können. 

Die Angeklagten sind der Ansicht, sämt­
liche französischen Vorschriften über die 
Werbung für alkoholische Getränke 
seien in Ihrem Urteil beanstandet worden 
und die Artikel L 17 und L 18 seien ins­
gesamt unanwendbar geworden, was 'im­
mer auch der Ursprung oder die Gruppe 
der Ware sei, für die verbotene Werbung 
betrieben zu haben sie angeklagt seien. 

Angesichts dieser voneinander abwei­
chenden Rechtsmeinungen möchte das 
nationale Gericht wissen, welche Folge­
rungen es aus Ihrem Urteil für die vom 
Procureur de la République und vom 
Comité national de défense contre l'al­
coolisme aufrechterhaltenen Anklagen 
ziehen soll. 

Im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 
177 ist es nicht Ihre Aufgabe, Ihr Urteil 
auf den Einzelfall anzuwenden, mit dem 
das nationale Gericht befaßt ist. Den­
noch können Sie ihm nützlichen Auf­
schluß über die Bedeutung Ihrer Ent­
scheidung für die ihm vorliegenden An­
klagen geben, einmal wegen der „unmit­
telbaren Wirkung" des Artikels 30 •— der 
einzigen Bestimmung, gegen die die 
Französische Republik nach Ihrem Urteil 
verstoßen hat — und zum anderen, weil 
die französischen Vorschriften über die 
Werbung für alkoholische Getränke 
noch nicht förmlich geändert worden 
sind. 

III — So gestellt, ist die Frage theore­
tisch recht einfach zu beantworten. 

Die mit Gründen versehene Stellung­
nahme der Kommission, die zu Ihrem 
Urteil vom 10. Juli 1980 geführt hat, be­
zog sich nur auf Artikel 30 des Vertra­
ges, und dieses Urteil hat folglich nur die 
Einschränkungen oder Verbote der Wer­
bung als Maßnahmen gleicher Wirkung 
wie mengenmäßige Beschränkungen be-
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zeichnet, die Einfuhren aus anderen Mit­
gliedstaaten betreffen. 

Im übrigen haben Sie in Ihrem Urteil 
Emi Records vom 15. Juni 1976 ' daran 
erinnert, daß 

„im Rahmen der Vertragsbestimmungen 
über den freien Warenverkehr . . . die 
Artikel 30 ff. über die Beseitigung der 
mengenmäßigen Beschränkungen und 
Maßnahmen gleicher Wirkung in Über­
einstimmung mit Artikel 3 Buchstabe a 
EWG-Vertrag ausdrücklich vorgehen], 
daß solche Beschränkungen und Maß­
nahmen ¡zwischen den Mitgliedstaaten' 
verboten sind". 

1. Gemäß der Reihenfolge, in der über 
diese Rechtssachen verhandelt worden 
ist, werde ich mit der zweiten Art von 
Erzeugnissen, um die es hier geht, begin­
nen, d. h. mit dem aus einem Mitglied­
staat eingeführten Whisky, bei dem die 
Lösung des Problems auch der französi­
schen Regierung keinerlei Schwierigkeit 
bereiten dürfte und in bezug auf den das 
Comité national de defense contre l'al­
coolisme nicht als Nebenkläger aufgetre­
ten ist. 

Denn in einem früheren Urteil vom 27. 
Februar 1980 zwischen denselben Par­
teien (Kommission/Republik Frankreich) 
.haben Sie ausgeführt, daß 

„es . . . allen Branntweinen gemeinsame 
Züge [gibt], [ob sie aus der Destillation 
von Getreide oder Wein hervorgehen,] 
die genügend ausgeprägt sind, um in al­
len Fällen die Annahme zuzulassen, daß 
wenigstens ein teilweiser oder potentiel­
ler Wettbewerb vorliegt". * 

In Randnummer 16 der Entscheidungs­
gründe des Urteils vom 10. Juli 1980 J 

weisen Sie darauf hin, daß 

„das . . . zwar [als Grundsatz] im Rah­
men eines Rechtsstreits über die Besteue­
rung von Branntwein entschieden 
[wurde], . . . jedoch aus den gleichen 
Gründen auch für die Prüfung der Frage 
zu[trifft], ob eines der in den Artikeln 30 
und 36 EWG-Vertrag genannten Han­
delshemmnisse vorliegt". 

Nach Randnummer 20 der Entschei­
dungsgründe dieses Urteils 4 hat aber 

„die Französische Republik durch die 
Regelung der Werbung für alkoholische 
Getränke . . . gegen Artikel 30 EWG-
Vertrag verstoßen . . . , da diese eine mit­
telbare Beschränkung der Einfuhr von 
alkoholischen Erzeugnissen aus anderen 
Mitgliedstaaten dadurch bewirkt, daß 
der Vertrieb dieser Erzeugnisse rechtlich 
oder tatsächlich strengeren Vorschriften 
unterworfen ist, als sie für konkurrierende 
inländische Erzeugnisse gelten". 

Daraus ergibt sich meines Erachtens 
ziemlich klar, daß der aus einem Mit­
gliedstaat eingeführte Whisky genauso 
zu behandeln ist wie die inländischen 
unmittelbar konkurrierenden Getränke, 
d. h. die Getränke der vierten Gruppe 
(insbesondere Kognak), für die nach der 
derzeitigen französischen Rechtslage clic 
Werbung völlig frei ¡st­
ili diesem Ppnkt erforderte Ihr Urteil 
grundsätzlich Kein Einschreiten des fran­
zösischen Gesetzgebers, denn fe naţio­
nale Verbot blieb nur für unmittelbar all'i 
Drittländern eingeführten Whisky gültig. 

Es ist somit ausreichend — aber auch ge­
boten —, daß die Betroffenen von jegli­
cher Anklage freigesprochen worden. 
Denn dies ergibt sich insbesondere aus 
Ihrem Urteil Schonenberg vom 16. Fe­
bruar 1978 ', in dem Sie ausgeführt ha­
ben: 
„Eine strafrechtliche Verurteilung auf­
grund einer nationalen Rechtsvorschrift, 

1 — SIg. 1976, 904, Randnummer 8 der EntK'licidungs-
gründe. 

2 — SIg. 1980, 362, Randnummer 12 der Hnischcidungs-
gründe. 

3 — SIg. 1980,2316. 

4 — SIg. 1980, 2317. 

5 — SIg. 1978, 493. 
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die für gemeinschaftsrechtswidrig er­
kannt worden ist, ist ebenfalls mit dem 
Gemeinschaftsrecht unvereinbar." 

2. Im Fall der nicht aus Mitgliedstaaten 
eingeführten Getränke stellt sich die 
Frage anders. 
Wie ich ausgeführt habe, gehören zu 
dieser Art von Erzeugnissen sowohl die 
französischen als auch die aus Drittlän­
dern stammenden Getränke. Ich behan­
dele beide Fälle nacheinander. 

a) Inländische Erzeugnisse 
Die Angeklagten (in der Rechtssache 
314/81) tragen vor, wende man den 
Code des débits de boisson auf aus Mit­
gliedstaaten eingeführte Erzeugnisse 
nicht an (z. B. nicht auf Whisky, der 
nach Ihrem Urteil den Getränken der 
vierten Gruppe gleichzustellen ist, für die 
die Werbung nicht eingeschränkt ist), 
während man ihn auch weiterhin an­
wende, soweit es sich um inländische Er­
zeugnisse der dritten Gruppe handele 
(Saint-Raphaël, für den nur eine einge­
schränkte Werbung zulässig ist) stelle dies 
eine „umgekehrte Diskriminierung" dar. 

Es handelt sich hier tatsächlich um Er-
zeugnic'". die entweder wenigstens teil­
weise ; . uartig sind — „ . . . der Begriff 
[ist] . . . hinreichend flexibel auszule­
gen" ' — oder die miteinander „teilweise 
mittelbar oder potentiell im Wettbewerb 
stehen" 2. Nun haben Sie aber schon ent­
schieden, daß es, was die Gleichartigkeit 
und das Wettbewerbsverhältnis zwischen 
den erwähnten Erzeugnissen angeht, ge­
nügt, auf Ihr Urteil vom 27. Februar 
1980 in der Rechtssache 168/78 betref­
fend die Besteuerung von Branntwein zu 
verweisen, dem ein Verfahren zwischen 
denselben Parteien zugrunde lag 3. Hal­

ten wir fest, daß es sich um natürliche 
Süßweine und eingeführte Likörweine ei­
nerseits, und um typische Branntweine 
der inländischen Erzeugung sowie um 
eingeführte Branntweine aus Getreide 
andererseits handelte. 

Nach Ansicht der Betroffenen verstößt 
eine derartige unterschiedliche Behand­
lung gegen: 

— Artikel 3 Buchstabe f des Vertrages, 

— Artikel 7 Absatz 1 des Vertrages, 

— den zu den allgemeinen Rechtsprinzi­
pien des Gemeinschaftsrechts gehö­
renden Grundsatz der Gleichheit der 
Bürger vor der Wirtschaftsgesetzge­
bung, 

— den durch den Gerichtshof gewähr­
leisteten Schutz der Grundrechte. 

In der mündlichen Verhandlung haben 
sich dieselben Verfahrensbeteiligten auch 
auf die Ausführungen des Procureur ge­
neral bei der Cour d'appel Paris vom 24. 
Mai 1981 sowie auf das Urteil dieses Ge­
richts vom 14. Juni 1982 in der Straf­
sache Seul und andere bezogen, die eine 
Werbekampagne für verschiedene Ge­
tränke der fünften Gruppe, namentlich 
für Pastis, einen Aperitif auf Anisbasis, 
betraf. 

Der Procureur général hatte ausgeführt, 
daß „die Aufrechterhaltung der angegrif­
fenen Vorschriften ausschließlich in be­
zug auf inländische Erzeugnisse eine um­
gekehrte Diskriminierung darstellen und 
gegen den Verfassungsgrundsatz der 
Gleichbehandlung vor dem Gesetz ver­
stoßen würde, wie er in der Erklärung 
der Menschenrechte niedergelegt ist und 
nicht nur von der französischen Verfas­
sung, sondern auch von der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention aufge­
griffen wurde". 

1 — Urteil vom 27. Februar 1980, Slg. 1980, 359, Rand­
nummer 5 der Entscheidungsgründe. 

2 _ Urteil vom 27. Februar 1980, Slg. 1980, 360, Rand­
nummer 6 der Entscheidungsgründe. 

3 — Urteil vom 10. Juli 1980, Slg. 1980, 2315, Rand­
nummer 13 der Entscheidungsgründe. 
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Die Cour d'appel war der Ansicht, daß 

„von dem Augenblick an, in dem durch 
das vorstehend erwähnte Urteil ' die 
französischen Rechtsvorschriften als 
solche und insbesondere der in dem Zitat 
genannte Artikel L 17 insgesamt für mit 
dem Römischen Vertrag unvereinbar er­
klärt worden sind, weil sie in dem fragli­
chen Bereich eine unterschiedliche Be­
handlung einführen, die geeignet ist, den 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
zu behindern, kein Anlaß besteht, einen 
Unterschied zwischen den aus einem 
Mitgliedstaat eingeführten und den übri­
gen Getränken zu machen", 

wobei sie hinzufügte, daß, 

„auch wenn gemäß Artikel 36 des ge­
nannten Vertrages im vorliegenden Fall 
die Belange der Volksgesundheit nicht 
übersehen werden dürfen, es doch darauf 
ankommt, innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes nicht Rechtsvorschriften beste­
hen zu lassen, die nach der in diesem Ar­
tikel gebrauchten Formulierung einem 
,Mittel zur willkürlichen Diskriminie­
rung' oder einer ,verschleierten Be­
schränkung' in dem zwischen den Mit­
gliedstaaten der Gemeinschaft bestehen­
den Warenaustausch gleichkommen kön­
nen . . . " 

Wie ich bereits ausgeführt habe, sind im 
Tenor Ihres Urteils vom 10. Juli 1980 die 
französischen Vorschriften nicht insge­
samt und als solche für mit dem Römi­
schen Vertrag unvereinbar erklärt wor­
den. 

Was die „umgekehrte Diskriminierung" 
angeht, so ist der Gerichtshof zweifellos 
für den Schutz der Grundrechte zustän­
dig, soweit sich Handlungen der Behör­
den der Gemeinschaften auf diese auswir­
ken können. Die sich in den vorliegen­
den Verfahren stellende Frage hat jedoch 
nichts mit einer eventuellen Verletzung 

der Grundrechte durch Handeln der Or­
gane der Gemeinschaften zu tun. Ihr Ur­
teil verpflichtet die nationalen Behörden 
nicht zur „Aufrechterhaltung der ange­
griffenen Vorschriften ausschließlich in 
bezug auf inländische Erzeugnisse"; es 
ist in dieser Hinsicht völlig neutral. Es ist 
somit im Rahmen dieser Verfahren nicht 
Ihre Aufgabe, über die Vereinbarkeit der 
Anwendung von Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats, die Diskriminierungen 
zum Nachteil von Angehörigen dieses 
Staates mit sich bringen kann, mit den 
allgemeinen Grundsätzen des Gemein­
schaftsrechts zu befinden. 

Somit ist das übrige Vorbringen der Be­
teiligten zu prüfen. 

Der zitierte Artikel 3 Buchstabe f des 
Vertrages bestimmt: 

„Die Tätigkeit der Gemeinschaft... um­
faßt nach Maßgabe dieses Vertrages und 
der darin vorgesehenen Zeitfolge: 

die Errichtung eines Systems, das den 
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes vor Verfälschungen schütz t . . . " 

Auch wenn dieser Artikel einen der 
Grundsätze aufstellt, auf denen die Ge­
meinschaft beruht, so entfaltet er doch 
seine Wirkung lediglich im Rahmen der 
spezifischen Bestimmungen, auf die er 
verweist, d. h. im Rahmen der Wett­
bewerbsregeln 2 und nicht im Rahmen 
des freien Warenverkehrs 5. 

Nach Artikel 7 Absatz 1 

„[ist] unbeschadet besonderer Bestim­
mungen dieses Vertrages. . . in seinem 
Anwendungsbereich jede Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörig­
keit verboten". 

I — Ihr Urteil vom 10. Juli 1980. 
2 — Titel I des Dritten Teils. 

3 — Titel I des Zweiten Teils. 
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Stellt diese Bestimmung ein allgemeines 
Verbot der umgekehrten Diskriminierun­
gen auf? 

Das scheint nicht so. 

Nach Ihrer Rechtsprechung gilt ein der­
artiges Verbot auf dem Gebiet der Frei­
zügigkeit'; im übrigen besteht es hinge­
gen nur aufgrund von Spezialvorschrif­
ten des Vertrages oder soweit eine ge­
meinsame Politik besteht, was im vorlie­
genden Fall nicht zutrifft. 

Dementsprechend haben Sie im Urteil 
Peureüx vom 13. März 1979 2 entschie­
den: 

„Weder Artikel 37 noch Artikel 95 
EWG-Vertrag verbietet es, daß ein Mit­
gliedstaat inländische Erzeugnisse — ins­
besondere bestimmte Branntweine —, 
mögen sie einem Handelsmonopol unter­
liegen oder nicht, mit höheren inländi­
schen Abgaben belastet, als sie gleichar­
tige, aus anderen Mitgliedstaaten einge­
führte Erzeugnisse zu tragen haben." 

In jüngerer Zeit haben Sie in Ihrem Ur­
teil Vedel Vom 16. Februar 1982' das 
Vorliegen einer umgekehrten Diskrimi­
nierung außer Betracht gelassen, der ein 
auf dem inländischen Markt hergestelltes 
Erzeugnis gegenüber gleichartigen, aus 
anderen Mitgliedstaaten stammenden Er­
zeugnissen Unterliegen konnte. 

Was die am 4. November 1950 in Rom 
unterzeichnete Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreihei­
ten angeht, so bestimmt ihr Artikel 6 
Absatz 1 : 

„Jedermann hat Anspruch darauf, daß 
seihe Sache in billiger Weise öffentlich 
Und innerhalb einer angemessenen Frist 
gehört wird, und zwar von einem unab­

hängigen und unparteiischen, auf Gesetz 
beruhenden Gericht, das über zivilrecht­
liche Ansprüche und Verpflichtungen 
oder über die Stichhaltigkeit der gegen 
ihn erhobenen strafrechtlichen Anklage 
zu entscheiden hat . . . " 
Der ebenfalls von den Angeklagten ange­
führte Artikel 14 bestimmt: 

„Der Genuß der in der vorliegenden 
Konvention festgelegten Rechte und Frei­
heiten muß ohne Unterschied des Ge­
schlechts, der Rasse, Hautfarbe, Sprache, 
Religion, politischen oder sonstigen An­
schauungen, nationalen oder sozialen 
Herkunft, Zugehörigkeit zu einer natio­
nalen Minderheit, des Vermögens, der 
Geburt oder des sonstigen Status ge­
währleistet werden." 

Diese beiden Bestimmungen sind wohl in 
den vorliegenden Verfahren nicht ein­
schlägig. 

Schließlich besteht zwar der Grundsatz 
der Gleichheit vor dem Strafgesetz in der 
französischen Verfassungsordnung; er 
scheint mir aber der Gemeinschaftsrechts-
ofdnung fremd zu sein, die sozioökono-
mischer Natur ist. 

Folglich ist es Sache der französischen 
Gerichte, unter der Kontrolle der Cour 
de Cassation zu dieser „umgekehrten 
Diskriminierung" Stellung zu nehmen. 

Die Cour de cassation hat in dieser Hin­
sicht bis heute entgegen dem Vorbringen 
der Kommission in der mündlichen Ver­
handlung keineswegs entschieden, daß 
„die Rechtmäßigkeit der (französischen) 
Strafgesetze im Hinblick auf die Bestim­
mungen des Vertrages, deren Rang hö­
her ist als der des innerstaatlichen 
Rechts, nicht je nach der Staatsangehö­
rigkeit der Angeklagten und der Her­
kunft des Erzeugnisses, das Gegenstand 
der streitigen Werbung ist, unterschied­
lich beurteilt werden kann"; es handelt 
sich hierbei um einen von einigen der 
Kassationskläger vorgebrachten Kassa-

1 — Niederlassungsrecht des Artikels 52; Urteil Knoors 
vorri 7. Februar 1979, Slg. 19/9, 400. 

2 — Slg. 1979, 915; siehe Schlußanträge von Generalanwalt 
Mayras vom 14. Dezember 1978, Slg. 1979, 920—921. 

3 — Siehe meine Schlußanträge vom 20. Oktober 1981, 
Slg. 1982,481—486. 
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tionsgrund und nicht um einen Entschei­
dungsgrund des Urteils, das die Cour de 
Cassation am 1. Oktober 1979 erlassen 
hat '. 

b) Aus Drittländern eingeführte Getränke 

Die Betroffenen in den Rechtssachen 
315/81 und 316/81 berufen sich in ihren 
schriftlichen Erklärungen ausschließlich 
auf den umfassenden Charakter der sich 
aus Ihrem Urteil ergebenden Unverein­
barkeitserklärung. 

Ich glaube, gezeigt zu haben, daß Ihr 
Urteil nicht diesen Charakter hatte. 

In ihren schriftlichen Erklärungen spricht 
die Kommission die Frage an, ob sich 
das am 22. Juli 1972 zwischen der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Portugal unterzeichnete 
Freihandelsabkommen zugunsten dieser 
Betroffenen auswirke. In der mündlichen 
Verhandlung haben die Betroffenen (in 
der Rechtssache 316/81) sich ebenfalls 
auf die Bestimmungen dieses Abkom­
mens berufen; sie haben geltend ge­
macht, es sei jedenfalls denjenigen Er­
zeugnissen aus Drittländern eine Gleich­
behandlung zu gewähren, die sich gemäß 
den Artikeln 9 und 10 des Vertrages in 
den Mitgliedstaaten im freien Verkehr 
befänden. 

Obwohl dieser Aspekt des Problems 
durch das nationale Gericht nicht aus­
drücklich aufgeworfen worden ist, will 
ich kurz auf ihn eingehen; die Auswir­
kungen Ihres Urteils haben nämlich in 
Frankreich in einem gewissen Maße eine 
relative Rechtsunsicherheit erzeugt, die 
auszuräumen von Interesse sein mag. 

Die Artikel 14 Absatz 2 und 23 des Ab­
kommens EWG—Portugal entsprechen 
den Artikeln 30 und 36 EWG-Vertrag. 
Die Ähnlichkeit ihres Wortlauts ist je­
doch kein ausreichender Grund dafür, 

Ihre Rechtsprechung vom 10. Juli 1980, 
die das Verhältnis zwischen dem Schutz 
der Volksgesundheit und den Vorschrif­
ten über den freien Warenverkehr im 
Rahmen der Gemeinschaft bestimmt, auf 
das System des Abkommens zu übertra­
gen 2. 

Hingegen sollten die aus Drittländern 
(Portugal oder andere) eingeführten Ge­
tränke, die in einen anderen Mitglied­
staat als Frankreich eingeführt und dort 
verzollt worden sind, genauso wie 
gleichartige Getränke dieses anderen 
Mitgliedstaats in Frankreich Gegenstand 
von Werbekampagnen sein dürfen, vor­
ausgesetzt, die Marktteilnehmer weisen 
nach, daß die durchgeführte Werbung 
nur Waren betrifft, die in den übrigen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft in den 
freien Verkehr gebracht worden sind. 

IV — Abschließend möchte ich Ihre 
Aufmerksamkeit noch auf einige Überle­
gungen lenken. 

Wie ich ausgeführt habe, ist es rein unter 
dem Gesichtspunkt des freien Warenver­
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten (Ar­
tikel 30) ohne Belang, wenn die nationa­
len Behörden in bezug auf inländische 
oder unmittelbar aus Drittländern einge­
führte Waren Anstrengungen zur Ein­
dämmung des übermäßigen Alkoholkon­
sums unternehmen. Sie selbst haben dem 
Umstand, daß die Einteilung des Artikels 
L 1 des französischen Code auf bestimm­
ten Unterschieden in der Herstellungsart 
wie in den typischen Eigenschaften des 
Erzeugnisses beruht, keinerlei Bedeutung 
beigemessen; es genügte das Bestehen 
eines, wenn auch nur teilweisen, mittel­
baren, potentiellen oder ähnlichen Wett­
bewerbs zwischen zwei Gruppen von Ge­
tränken. 

1 ·— Rossi di Montalcra und andere. 
2 — Siehe Randnummer 15 der Enischeidungsgründe Ihres 

Urteils Polydor vom 9. Februar 1982. 
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Unter dem Gesichtspunkt der Volksge­
sundheit, die mangels einer gemeinsamen 
Politik auf diesem Gebiet ein legitimes 
Anliegen des nationalen Gesetzgebers 
bleibt, sehen die Dinge — unabhängig 
von dem, was Rechtsanwalt Mortelmans 
die „Wachstumsstörüng" nennt, die die 
umgekehrte Diskriminierung darstelle — 
jedoch anders aus. Der Kampf gegen den 
Alkoholismus ist ein unteilbares Gebot, 
bei dem keine Unterscheidungen ge­
macht werden sollten, je nachdem, ob 
man sich auf dem Gebiet des innerge­
meinschaftlichen Handels befindet oder 
nicht. 
Man kann sich nämlich fragen, warum 
die Werbung für die inländischen Anis-
Aperitifs wie den Pastis völlig verboten, 
während sie für Getreide- Und Wa­
cholderbranntwein aus den arideren Mit­
gliedstaaten geduldet Sein soll. Soll fer­
ner für die zuletzt genannten Getränke 
die Werbung nach dem Muster der Ge­
tränke der zweiten Und vierten Gruppe 
völlig frei sein, während für die Ge­
tränke der dritten Gruppe hur eine einge­
schränkte Werbung zulässig ist? Sollen 
alle natürlichen Süßweine Und alle Aperi­
tifs auf Weinbasis aus den anderen Mit­
gliedstaaten (für die die Werbung derzeit 
noch eingeschränkt ist) wie die der 
Steuerregeluhg für Weine unterliegenden 
französischen natürlichen Süßweine be­
handelt werden (für die die Werbung frei 
ist)? 

So gesehen kann die allgemeine Gleich-
behandluhg der aus den anderen Mit­
gliedstaaten eingeführten Erzeughisse zu 
einer Woge von Werbeannoncen führen, 
die dem vom Gesetzgeber angestrebten 
Ziel genau zuwiderliefe. Dies würde auf 
eine Änderung der nationalen Regelung 
hinauslaufen, so daß sie für den freien 
Warenverkehr optimal, für die Volksge-
sundheit jedoch so schlecht wie möglich 
ausgestaltet wäre. 
Nach meiner Ansicht kann dieser Lage 
nur auf zweierlei Weise abgeholfen wer­
den: 

— entweder durch die Harmonisierung 
oder Angleichung der nationalen 
Vorschriften auf dem Gebiet der 
Werbung für alkoholische Getränke 
(gestützt auf die Artikel 100 oder 235 
des Vertrages), wobei die steuerliche 
Behandlung soweit wie möglich den 
Erfordernissen der Volksgesundheit 
entsprechen müßte, 

— oder durch eine völlige Neugestal­
tung der französischen Rechtslage in 
bezug auf die Werbung für alkoholi­
sche Getränke, Diese Richtung haben 
offenbar die französischen Stellen mit 
der Einreichung eines Gesetzentwurfs 
über die Werbung für alkoholische 
Getränke am 24. Mai 1980 einge­
schlagen. 

Beim derzeitigen Stand der Dinge kann ich Ihnen nur vorschlagen, auf die 
von dem nationalen Gericht vorgelegte Frage wie folgt für Recht zu erken­
nen: 

Die Regelung eines Mitgliedstaats über die Werbung für alkoholische 
Getränke, die der Gerichtshof als Maßnahme gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Einfuhrbeschränkung im Sinne von Artikel 30 EWG-Vertrag 
qualifiziert hat, ist gemäß Artikel 171 nur auf gleichartige Waren aus den 
anderen Mitgliedstaaten unanwendbar. 
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